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Wir sind eine proeuropäische Kraft. Wir gehören zu jenen in der Schweiz, die 

grundsätzlich positiv zur europäischen Einigung stehen.  

Aber vor allem sind wir eine soziale Kraft. Viel mehr noch: Wir sind die grösste 

und stärkste Organisation in der Schweiz, die für die Verteidigung der sozialen 

Interessen und für sozialen Fortschritt kämpft.  

Und niemand sonst als die Gewerkschaften waren entscheidend dafür, dass der 

Weg der bilateralen Verträge nach dem gescheiterten EWR in den 

Volksabstimmungen bisher immer erfolgreich war. 

Denn entscheidend für den Erfolg waren die flankierenden Massnahmen zum 

Schutz der Löhne. Das für die Schweiz neuartige System des Lohnschutzes war 

weder von den Wirtschaftsverbänden, noch von den bürgerlichen  Parteien und  

vom Bundesrat gewünscht worden. Sie haben am Schluss den flankierenden 

Massnahmen zum Schutz der Löhne und damit den gewerkschaftlichen 

Forderungen aber zugestimmt. Weil sie für Mehrheiten in der 

Volksabstimmung die Zustimmung der Organisationen der Lohnabhängigen 

brauchten.  

Als wir in der Schweiz die flankierenden Massnahmen zum Schutz der Löhne 

eingeführt haben, eigenständig und nichtdiskriminierend, hatte niemand etwas 

dagegen einzuwenden. Auch die EU-Kommission nicht. Denn der Lohnschutz 

schützt ja die vielen EU-Bürgerinnen und Bürger, die in der Schweiz arbeiten, 

genauso wie die Schweizerinnen und Schweizer.  

Die Kritik der EU-Organe am Lohnschutz kam erst mit der neoliberalen Wende 

der EU-Organe vor rund 10 Jahren. Plötzlich standen für die EU-Organe die 

kommerziellen Freiheiten der Firmen über dem Lohnschutz. Seither wird auch 

der schweizerische Lohnschutz regelmässig als Marktzugangshindernis für 

Firmen aus dem EU-Raum kritisiert.  

Das war nicht weiter schlimm, bis sich vor drei Monaten die beiden freisinnigen 

Bundesräte auf die Seite der EU-Kommission schlugen: Und den 

schweizerischen Lohnschutz medial breit orchestriert kritisierten. Gegen die 

Gewerkschaften. Und gegen die seit vielen Jahren immer wieder bestätigte 

rote Linie des Bundesrates.   



Was Bundesrat Schneider-Ammann daraufhin vorschlug, ist in Tat und 

Wahrheit nichts anderes als eine Demontage zentraler Teile des 

schweizerischen Lohnschutzes. Dazu haben wir nein gesagt. Klipp und klar.  

Wir halten hier fest: Wir verteidigen den schweizerischen Lohnschutz. Wenn 

nötig mit einem Referendum. Ein Rahmenvertrag, der den Lohnschutz 

beeinträchtigt, kommt für uns nicht in Frage. 

Die Personenfreizügigkeit ist eine wichtige Errungenschaft. Wir wollen nicht 

zurück zur Kontingentierung mit dem diskriminierenden Saisonnierstatut. Aber 

die bilateralen Verträge funktionieren nur mit einem wirksamen Schutz der 

Löhne.  

Es braucht mehr und nicht weniger Lohnschutz. Dort, wo Probleme auftauchen, 

müssen wir sie bekämpfen. Und bekämpfen können, ohne dass das vorher in 

Brüssel genehmigt wird. Eigenständig und nichtdiskriminierend.  

Und wir bekämpfen die Anti-Menschenrechtsinitiative der SVP, über die wir 

Ende November abstimmen werden. Diese Initiative richtet sich gegen die 

Europäische Menschenrechtskonvention. Aber auch gegen die 

Arbeitsschutznormen, wie sie in den Konventionen der Internationalen 

Arbeitsorganisation festgeschrieben sind. Die Menschenrechte, die sozialen 

Rechte, sind auch unsere Rechte. Sie machen nicht an den nationalen Grenzen 

Halt. 

Unser Lohnschutz ist Teil des sozialen Europa. Wir sind solidarisch mit den 

Gewerkschaften Europas, wie auch sie mit unserem Kampf solidarisch sind.  

Die Verteidigung der Löhne ist das Herz der Auseinandersetzungen. Hier 

entscheidet sich das Kräfteverhältnis. Nicht nur in der sozialen Frage. Sondern 

auch im Kampf gegen Diskriminierung, Ausgrenzung und Fremdenfeindlichkeit.  

Die grosse Baudemo vom Juni in Zürich und die nationale Demo für 

Lohngleichheit und gegen Diskriminierung vom letzten Samstag waren 

grossartige, vielfältige und starke Demonstrationen. Getragen von unserer 

Bewegung. In diesem Geist werden wir die grossen Auseinandersetzungen, die 

uns bevorstehen, gewinnen.  

Ich erkläre die 297. Delegiertenversammlung des SGB für eröffnet. 


